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on SVP-Bunclesrat Ue li Mau'rer (r.) un d seinem Wunschkanclidaten 'Adrian Amstutz. Foto l<eystone 
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Zudem habe sich der als Hardliner 
verschriene Amstutz im Parlament 
nicht ríur Freunde gemacht, kommen­
tiert e.in Parteilcdllege hinter vorgehalte­
ner Hand. Der SVP-Fn1ktionschef hat 
Ecken und Kanten. - und ist anderen 

-Parlamentqr~ern in den vergangenen 
Jahren auch mal auf den Fuss getreten. 
Namentlich wi1l sich kein Parteilcollege 
zitieren lassen - uni den eigenen Frak­
tionschef nicht offentlich kritisieren zu 

müssen oder aber um allfiillige eigene 
Ambitionen nicht zu gefãhrden. 

Sogar in der SVP selber konnen nicht 
alle an eine Bundesratskandidatur von 
Adrian Amstutz glauben. Mancher ver­
mutet, dass der Fraktionschef lediglich 
den «Winkelried» spielen soll. «Eine sol­
che Interpretation liegt auf der Hand», 
heisst es aus der SVP-Fraktion. So 
konnte sich die Partei konipromissbereit 
zeigen und stattdessen einen zweiten, 
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Sicherheít nicht mehr lohnen, wenn der 
Zeitpunkt des Abstellens nãher rückt. 
Bürgerliche warnen vor Sicherheits­
risiken. Die Grünen hingegen sind der 
Meinung, ohne feste Laufzeiten sei der 

. Atomàusstieg gar nicht richtig beschlos­
sen. Gemãss Tages-Anzeiger sei darm 

. kiar, dass si e ihre Initiative ni eh t zurück­
zíehen und zur Abstimmung bringen 
werden. Dies dürfte wiederum die Kriti­
ker . d er Energiestrategie freuen, denn 
Initiativen und Vorlagen im Energiebe­
reich haben es traditionell schwer in der 
Schweiz. Eine Ablehnung d er Ausstiegs­
Initiative würde sich in eine lange Reihe 
von Vollcsentscheiden stellen, die 
Reformvorh;:lben im Energiebereich 
bachab geschickt haben. 

Umstri~tene Steuererrhõhungen 
Ebenso umstritten ist in der Stãnde­

ratskommission , die Erhi:ihung des 
Stromzuschlages, welche bei den Strom­
verbrauchern eingezogen wird, um die 
kostendeckende ' Einspeisevergütung 
(KEV) zugunsten · der erneuerbaren 
Energietrãger wie Sonne oder Wind zu 
finanzieren. Heute petrãgt diese maxi­
mal1,5 Rappen pro Kilowattstunde. Der 
Bundesrat hat diese Grenze no eh nicht 
ganz ausgeschopft. Ab 2016 betrãgt der 
Zuschlag 1,3 Rappen. Der Nationalrat 
genehmigte im letzten Dezember maxi­

. mal 2,3 Rappen. Die Subventionen sol-

len zudemAnreize enthalten, den Strpm 
dann einzuspeisen, .wenn er tatsãchlich 
gebraucht wird. Der Stãnderat will aber 
sehr viel mehr Geld der Wasserkraft 
zilkommen lassen, als der Nationalrat 
damals beschlpssen hat. Er Wird deshalb 
kaum drum herumkommen, d en Strom 
no.ch einmal teurer zu machen oder die 
Subventionen d er Erneuerbaren zu kür­
zen. Letzteres wurde von CVP-Exponen~ 

· ten bereits angetont. Die Wirtschaft 
befürchtet Standortnachteile im sowieso 
schon schwierigem Umfeld, wenn Strom 
teurer wird. Andererseits bedeutet 
weniger Geld im Fordertopf, dass weni­
ger Projekte für Sonne und Wind bewil­
ligt werden konnen. Das erhoht díe 
Abhãngigl~eit von · Stromimporten oder 
senkt die Versorgtingssicherheit. 

· Die bestehende C02-Abgabe auf 
Brennstoffe soll nach Ansicht des Natio­
nalrates vom Bundesrat ebenfalls 
erhi:iht werden konnen. Doch auch hier 
gibt es warnende Vollcsentscheide auf 
Kantonsebene: Im Mãrz lehnte die 
Schaffhauser Bevolkerung einen «Ener- , 
gie-Rappen» zur Finanzierung des 
Atomausstiegs ldar ab. Die Kommission 
will die Vorlage bis Ende August fertig 
beraten und schon in dér Herbstsession 
in den Rat bringen. Daniit konnte sich . l 
das neue Parlament dann n ur noch mit 
den Differenze~ zwischen den beiden 
Kammern befassen . 
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etwas mehr getrunken. Ãhnlfch beim 
Weisswein: Wãhrend rund vier Millio­
nen Liter weniger Schweizer Weiss­
weine getrunken wurden, erfreuten 
sich auslãndische Weissweine wachsen­
der Beliebtheit. Unter dem Strich wur­
den 2014 in der Schweiz rund 290 Mil­
lionen Liter Wein getrunlcen, fast 5 Mil­
lionen Liter weniger als im Vorjahr. 

Der durchschnittliche Bierkonsum 
. hingegen blieb bei 55,8 Litern pro Kopf, 
total rund 460 Millioneri,Liter. Geradezu 
explodiert ist in den letzten Jahren di e· 
Anzahl der Bierbrauereien: 483 steuer-. ·- ' \ 

pflichtige Betriebe weist die Statistik d er 
Alkoholverwaltung fiir 2014 aus. 2009 
waren es noch 275 Brauereien. 
' Der Alkoholkonsum ist seitJahren 

tendenziell rücklãufig. Vor zehn Jahren 
waren noch 9,4 Liter reinen Alkohols 

. pro Kopf getrunken worden, 1,3 LiÚ~r 
mehr als letztes Jahr. Die Alkohol­
verwaltung weist jedoch darauf hin, 
dass es sich um einen Durchschnitt han­
deit. Rückschlüsse. auf d en realen Kon­
sum der verschiedenen Bevolkerungs­
gruppen seien aufgrund dieser Berech­
nung nicht moglich. SDA. 

.Ponrowge tsaislger spncht bel .l:lrun­
ners Ankündigung denn gar von einer 
«Nicht-Kandidatur für die Galerie»: 
Zwar gebe die Partei an, Verantwortung 
übernehmen zu wóllen. Gleichzeitig 
aber werde sie alles dáransetzen, das 
EJPD nicht zu erhalten, um ihre wichti­
gen Themen Auslãnder- und Asylpolitik 
weiter beackern zu konnen. Balsiger 
nennt das ein «Doppelspiel». Erhalte die 
SVP bei den Bundesratswahlen im 
Dezember keinen zweiten Sitz, «kànn 
die SVP verbal noch ungehemmter auf 
Bundesrãtin Sommaruga einprügeln». 
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Zürich klãrt Suizid von 
Flaach vertieft 

Zürich. Das Zürcher Amt für Justizvoll­
zug klãrt die Umstãnde, die am vergan­
genen Freitag zum Suizid der Mutter 
von Flaach (ZH) führten, vertieft ab. 
Bevor di ese Ergebnisse publik gemacht 
werden, sollen sie mit den Eltern cler 
Verstorbenen besprochen werden. 
Weitere lnformationen zum Fali gebe es 
deshalb erst heute Dienstag, teilte der 
Zürcher Regierungsrat gestern mit. 
Zum jetzigen Zeitpunkt l<onnten keine 
Ausl<ünfte erteilt werden. SDA 

Jordanien kauft neun 
Pilatus~Fiugzeuge 

Starm. Di e jorclanische Luftwaffe kauft 
beim Stanser Flugzeugbauer Pilatus 
neun PC-9 M-Trainingsflugzeuge. Zum 
Auftrag gehorten nebst Flugzeugen 

. auch ein Simulator, Trainingsmateria­
lien und Logistil<unterstützung, teilten 
die Pilatui3-Fiugzeugwerke gestern mit. 
Nach Angaben des Flugzeugbauers ist 
es das erste Mal, dass die jordanische 
Luftwaffe Pilatus-Maschinen l<auft. Der 
Vertragsunterzeichnung vorausgegan­
gen sei en harte, über viele Jahre 
andauernde Verhandlungen. Die Flug­
zeuge werden ab Januar 2017 an 
Jo anien ausgeliefert. SDA 

Mmionen Franken 
bei Bildung e11111aesp;ar 
Zürich. Erstmals sincl Zahlen bekannt, 
wie viel in clen letzten Jahren bei,der 
Bildung gesamtschweizerisch gespart 
wurde. «1 Ovor1 O» vom Schweizer Fem­
sehen liegen diese Zahlen exklusiv vor: 
D er schweizerische Lehrerverband 
spricht von Einsparungen von 381 Mil­
lionen Franl<en. 17 Deutschschweizer 
Kantone haben Sparprograrnme für di e 
Schule erlassen. Am haufigsten sparen 
die Kantone bei den Lehrerlohnen uncl 

· Pensionskassen, beim Unterrichtsan-
gebot und bei den Kfassengrõssen. Der 
Prasiclent cler Schweizerischen Erzie- -· 
hungsdirektoren-l<onferenz, Christoph 
Eymann, rat den Kantonen, bei Spar­
massnahmen zulasten der.BI.'Idung vor-
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sichtig zu sein. SDA 
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